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»ty» großer Zustim- 
mung" hat der Bun- 

desvorstand der 
CDU Stoibers Ent- 
ladung fir Späth 

begrüßt. Als einen 
, . »Glücksfall" be- 
tekhnete die Partei- 

vorsitzende die Be- 
rW*ng. Angela Mer- 

kel: „Dies ist ein 
Wer Tag in unserm 
Wahlkampfund ein 

jutes Signalfürdie 
**nschen, vor allem 
Mi' die Menschen in 

aer<f neuen Ländern." 

Foto: ddp 

Stoiber beruft Lothar Späth 
in sein Kompetenzteam 

's erstes Mitglied seines 
0lllPetenzteams hat Uni- 
Kanzlerkandidat  Ed- 

^Und Stoiber den Chef 
•es Jenaer Technologie- 

s°
n*erns Jenoptik, Lothar 

Path, vorgestellt. Der frü- 
e baden-württembergi- 

^e Ministerpräsident soll 
^eh der Bundestagswahl 

as Schlüsselressort Wirt- 

0
haft, Arbeit und Aufbau 
st übernehmen. 

L. "Meine Regierung", er- 
a.rte  Edmund   Stoiber, 
lrd   durch   starke   und 

selbstbewusste Persönlich- 
keiten geprägt sein." Als 
Bundeskanzler werde er in 
erster Linie „Spielführer und 
Teamchef sein und nicht 
„Alleinunterhalter". 

Wirtschaftswachstum und 
die Schaffung neuer Arbeits- 
plätze sind das wichtigste 
Ziel einer unionsgeführten 
Bundesregierung: zwei Sei- 
ten einer Medaille. Deshalb 
die Verlagerung der Arbeits- 
marktpolitik aus dem Sozial- 
in das Wirtschaftsministe- 
rium.     Fortsetzung. Seite 2 
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KOMPETENZTEAM 

ANGELA   MERKEL: 

Ein gutes Signal 
Fortsetzung von Seite 1 
Aufbau Ost ist neben der 
Wieder-in-Gang-Setzung 
der Wachstumsspirale die 
zweite Kernaufgabe des 
neu zugeschnittenen Wirt- 
schaftsministeriums. 

Nur wenn auch die neuen 
Bundesländer ein höheres 
Wirtschafstwachstum erzie- 
len als unter der Schröder- 
Regierung könne Deutsch- 
land insgesamt-so Stoiber- 
„die Abstiegszone in der 
Wirtschafstwachstums-Liga 
in Europa hinter sich lassen". 

Dass ein höchst erfolgrei- 
cher Wirtschafstführer wie 
Lothar Späth in die Politik 
wechsle, ist, wie der Kanzler- 
kandidat betonte, „leidereine 
Seltenheit". Um so glückli- 
cher sei erdeshalb, den frühe- 
ren Ministerpräsidenten ei- 
nes in Sachen Wirtschaftspo- 
litik überaus erfolgreichen 
Bundeslands für sein Team 
gewonnen zu haben: • ein 
„Multitalent und Multima- 
cher", der schnell und über- 
zeugend zu handeln ver- 
stehe; • einen, der seit vielen 
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Jahren schon den Erneue- 
rungsbedarf Deutschland 

analysiert habe, und • einen- 
der über Erfahrungen in den 
alten und in den neuen Lafl 
dem verfüge, in der Polit,tc 

und in der Wirtschaft. 
Stoiber: Mit Lothar Spät!1 

erhält der Aufschwung 'n 

Deutschland ein Gesicht.' 
„Mit großer Zustimmung 

hat der Bundesvorstand der 
CDU Stoibers Entscheidung 
für Späth begrüßt. Als eine11 

„Glücksfall" bezeichnete die 

Parteivorsitzende die BefU' 
fung. Angela Merkel: „D«eS 

ist ein guter Tag in unseren1 

Wahlkampf und ein gutßS 

Signal für die Menschen, "ot 

allem für die Menschen »n 

den neuen Ländern. In & 
sonderer Weise verkörpe 
Lothar Späth, was die Me"' 
sehen in Ost und West vo* 
Ludwig Erhard wissen: da 
Versprechen von wirtschai 
lichem Erfolg für alle, fiir*j 
Mittelstand sowohl wie 'ü 

die Millionen Arbeitnehme' 
rinnen und Arbeitnehmer 

unserem Land." 
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K 0 M P ETENZTEA M ' 

LOTHAR   SPäTH: 

Endlich damit anfangen aufzuräumen 
* Das Team in Jena, das 
jjjteh ihm Jenoptik weiter 
führt, steht. • Auf einer Be- 
r'ebsversammlung hat er 

Jen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern erklärt, wa- 
JJ»m und wieso. • Und in 
^sprächen mit Studenten 
Jat er gesagt:, Ja gut also, 
dann doch noch mal!" 

Lothar Späth unterstreicht 
u* der gemeinsamen Pres- 

sekonferenz mit Edmund 
Stoiber und Angela Merkel 
s'eich zuerst:  „Vorrangige 

edingung für meine Zusage 
Var die Schaffung der Ver- 
letzungen für eine erfolg- 

^iche   Wirtschaftspolitik." 
amites nicht weiter so geht: 
er   Bundeskanzler   fährt 
ach Washington, um dort 

gucken, wie es mit der 
merikanischen Konjunktur 

j**t letzte Hoffnung auch 
. r e'n Anspringen der Kon- 
tur in Deutschland. 

"Was können wir selber 
.    den Aufschwung tun?" 

doch die Frage. Antwort: 
Uerst zur Kenntnis neh- 

v 
en'  was  uns  alle  Sach- 
händigen bescheinigen, 

v
ass Deutschland  •  den 

^nistetsten Arbeitmarkt 
* die müdeste Organi- 

lj '°nsveranstaltung   staat- 

sich ordentlich aufzuräu- 
men. Ein wichtiger Schritt 
wäre, so Späth, wie z.B. in 
Frankreich in einem starken 
Wirtschartsministerium Ar- 
beit und Wirtschaft zusam- 
menzufassen. Dazu gehört 
auch die Einbeziehung der 
Wirtschaftsförderung, damit 
wir potentiellen Investoren 
Angebote aus einem Guss 
machen können. 

Lothar Späth: „Man muss 
sich nur ansehen, wie BMW 
nach Leipzig gekommen ist, 
wie Chip-Fabriken auf der 

yy 

er Art aufweist und 
^Hch anfangen muss, bei 

Mit Lothar Späth 
erhält der Aufschwung 

ein Gesicht. 

ganzen Welt verteilt werden. 
Dann stellt man fest: Die 
großen Kapitalgesellschaf- 
ten haben Computerpro- 
gramme, mit denen sie de- 
tailliert Vor- und Nachteile 
der Länder analysieren. 
Nach den Ergebnbissen rich- 
ten sich die Entscheidungen, 
ob Barcelona oder Dublin." 

Wie verhindert man, dass 
Wirtschaftspolitik nur noch 
die Aufgabe hat, Reparatu- 
ren durchzuführen? Man 
müsse auf die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit  se- 

hen, das Budget zwar in Ord- 
nung halten, „aber auch mal 
über vier, fünf Jahre hinweg 
eine Leidensstrecke für den 
Haushalt in Kauf nehmen". 

Noch wichtiger als alle 
Zahlenspiele, die im Augen- 
blick über Auf- und Ab- 
schwung angestellt werden, 
sei für die Handlungsfähig- 
keit eines Wirtschaftsmini- 
sters, die bedenkliche Zuord- 
nung der Arbeit zum Sozia- 
len aufzulösen. So langsam 
wissen wir nicht mehr, wer 
noch im Arbeitsmarkt ist und 
wer inzwischen sozial be- 
treut werden muss. 

Wenn gefragt wird, wo 
die Arbeitsplätze herkom- 
men, wird geantwortet: von 
der produzierenden Indu- 
strie, die allerdings immer 
mehr mit immer weniger 
Leuten arbeitet. Dem Mittel- 
stand geht es nicht anders: bei 
hohen Löhnen und Lohnne- 
benkosten bleibt ihm nichts 
weiter übrig, als ebenfalls die 
Produktivität zu erhöhen. 

Späth: „Wir brauchen ei- 
ne neue Kultur der Selbst- 
ständigkeit, eine Innovati- 
onspolitik mit hoher Wert- 
schöpfung, eine bessere Aus- 
nutzung der Potenziale im 
Dienstleistungsbereich und 
Nachfrage nach Arbeit, die 
Arbeitsplätze schafft."    UlD 
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1 WAHLKAMPF 

ERSTE   KAMPAGNEN-KONFERENZ   DER   CDU 

Großes Engagement, hohe Motivation 
und feste Zuversicht 

Mit einer herzlichen Gra- 
tulation eröffnete der Lan- 
desvorsitzende und Spit- 
zenkandidat für die Land- 
tagswahl in Mecklenburg- 
Vorpommern, Eckhardt 
Rehberg, am 22. Septem- 
ber die erste Kampagnen- 
Konferenz der CDU am 7. 
Mai in Schwerin. 

Rehberg: „Wir haben mit 
unserem Bewerber Norbert 
Claussen die Stichwahl zum 
Oberbürgermeister in dieser 
Stadt gewonnen und mit 
58,4 Prozent der Stimmen 
den Kandidaten der PDS aus 
dem Feld geschlagen." 

Nach dem Beispiel, das 
Sachsen-Anhalt am 21. 
April gegeben hat, ein wei- 
terer Erfolg, der die CDU 
Mecklenburg-Vorpommern 
ermutigt, auch bei der Land- 
tagswahl, die am Tag der 
Bundestagswahl stattfindet, 
auf Sieg zu setzen. 

Informationen für die 
Planung des 

Wahlkampfs vor Ort 

Insgesamt 200 Vertreter 
- auch aus den Landesver- 
bänden Bremen, Hamburg 
und  Schleswig-Holstein - 

Eckhardt Rehberg Laurenz Meyi 

waren in die Landeshaupt- 
stadt gekommen, um in die 
Planung ihres Wahlkampfs 
vor Ort auch wichtige Infor- 
mationen aus der CDU- 
Bundesgeschäftsstelle mit 
einzubeziehen. 

Schwere Nieder- 
lagen haben die SPD 

verunsichert 

Laurenz Meyer bestä- 
tigte den Optimismus des 
Landesvorsitzenden: „Die 
Zeichen stehen auf Sieg. 
Aber wir haben noch fast 
fünf Monate Wahlkampf 
vor uns. Es wäre verhäng- 
nisvoll, wenn uns Siegeszu- 
versicht leichtsinnig ma- 
chte. Bleiben wir also weiter 
in unserem Zeitplan und in 
der Spur. Ständiges Ändern 
der Strategie ist inzwischen 
zum Kennzeichen des SPD- 
Wahlkampfs     geworden." 

r Willi Hausmann 

Schwere Niederlagen haben 
die Sozialdemokraten vef' 
unsichert und ausgezehrt. 

Nach der überwiegen^ 
„angriffigen" Phase des 
CDU-Wahlkampfs von Ja' 
nuar bis zur Vorstellung des 

Regierungsprogramms be- 
ginnt jetzt der Kompetenz' 
Wahlkampf, der die Ergeb- 
nisse von Umfragen, die von 
Mal zu Mal besser geworden 

sind, absichert und ausbaut- 
Laurenz Meyer: „Die Zu- 

sammenarbeit von CDU un 
CSU klappt ausgezeichnet- 
Wirkämpfengeschlossenfnr 

die Union und den gemein^ 
men Kanzlerkandidaten Ed' 

mund Stoiber." 

Unterstützung aus den1 

Konrad-Adenauer-Han 

Wie vor ihm der Gene^ 

sekretär vertiefte auch d. 
Bundesgeschäftsführer I 
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WAHLFAKTEN ' 

nen Vortrag mit Hilfe von 
C°mputerfolien. Willi Haus- 
^ann stellte noch einmal im 
e,nzelnen Wahlkampfstrate- 
§le> Zeitplan und bisher ver- 
ügbare Informations- und 
Werbemittel wie zum Bei- 
tel Klapp-Karte „Verspro- 
nen - Gebrochen", Länder- 

Vergleich und andere Klein- 
Werbemittel vor. 

Er stellte eine Übersicht 
er Kampagnen- und Media 

P'anung vor, machte deut- 
'Cr>, welche Arbeit auf die 
j**8- und Ortsverbände zu- 
k°Timt, welcher Art die Un- 
^tützung    des    Konrad- 

denauer-Hauses sein wird, 
Und machte mit den Ser- 

1Ceeinrichtungen der Bun- 
esgeschäftsstelle vertraut. 

Eine gute Idee 

Mit ihren Reaktionen ga- 
n die Gäste aus den vier 

ar|desverbänden schon am 
nde  der  ersten   Kampa- 

' en~Konferenz zu erken- nen, p 
• es war eine gute Idee, 

o°
n den üblichen Informati- 

Y  Wegen  abzugehen   und 
ertreter der Partei einmal a0rt 

der 
zu versammeln,  wo 

. e'gentliche Wahlkampf 
finden wird. 
j>. le ausgesprochen gute 
rie

IITlrnung in Schwerin ver- 

|,e y
roßes Engagement, ho- 

Motivation und feste Zu- 
geht. 

Rot-Grün hat Deutschland 
ärmer gemacht 

Die SPD hat am letzten 
Wochende damit begon- 
nen, Anzeigen mit gewag- 
ten Behauptungen zu 
schalten. Sie lassen sich 
leicht widerlegen. 

SPD behauptet: „Stoiber 
will den armen Staat. Stoi- 
ber will die Staatsquote 
unter 40 % senken." 

Die Regierung Schrö- 
der hat Deutschland 
ärmer gemacht 

Schlusslicht beim Wirt- 
schafts- und Beschäftigungs- 
wachstum, Arbeitslosigkeit 
erstmals seit dem zweiten 
Weltkrieg unter dem Durch- 
schnitt in der Europäischen 
Union (EU), höchste Neu- 
verschuldung in Europa 
(Frühjahrsprognose der EU- 
Kommission) 

Die Union will Sen- 
kung der Staatsquote 
nicht auf einen Schlag, 
sondern Schritt für 
Schritt: 

„Wir wollen die brachliegen- 
den Kräfte für mehr Wachs- 
tum in Deutschland nutzen. 

Die lähmenden Wirkungen 
übermäßiger Bürokratie, 
Steuer- und Abgabenlast 
müssen beseitigt werden. ... 
Wir werden deshalb die 
Staatsquote, den Anteil der 
Ausgaben der öffentlichen 
Hand an der gesamtwirt- 
schaftlichen Leistung, von 
derzeit knapp 50% schritt- 
weise und dauerhaft auf un- 
ter 40% senken. Damit be- 
wahren wir den Staat, die öf- 
fentlichen Haushalte und die 
sozialen Sicherungssysteme 
besser vor Überforderung 
und Überschuldung." (Re- 
gierungsprogramm von 
CDU und CSU) 

SPD behauptet: „Stoiber 
will weniger soziale Ge- 
rechtigkeit. Stoiber will 
die Steuern für die Rei- 
chen stärker senken. Un- 
ter 40%." 

Auch Schröder war für 
Steuersatz 40 Prozent: 

„Wir werden bei der Steuer- 
reform sowohl auf Vereinfa- 
chung wie auf soziale Ge- 
rechtigkeit setzen. Das 
bayerische Modell ist nicht 
schlecht:    Eingangssteuer- 
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WAHLFAKTEN 

satz 20, Spitzensatz 40 Pro- 
zent." (Focus, 26. 8. 1996) 

„Ich sage: Runter mit dem 
Eingangssteuersatz auf etwa 
20%. Und unser Ziel sollte 
sein, auf 40% im Spitzen- 
steuersatz zu kommen." 
(FAZ, 8.12.1996) 

„Schröder wäre froh, „wenn 
man beim Spitzensteuersatz 
auf 40% herunter könnte". 
(WAZ, 10.1.1997) 

Das will die Union: 

„CDU und CSU werden ... 
eine große Steuerreform auf 
den Weg bringen, die von den 
Vorgaben 'einfacher, niedri- 
ger und gerechter' geprägt 
ist.... Unser Ziel ist es, dass 
im Ergebnis alle entlastet 
werden und weniger Steuern 
zahlen. Wir werden das Steu- 
errecht so vereinfachen, dass 
alle Bürger ihre Steuerer- 
klärung wieder selbst erstel 

len können. Ein einfaches 
Steuersystem ist grundsätz- 
lich auch ein gerechteres 
Steuersystem. Wir werden 
die Steuerbelastung senken. 
Wir werden mittelfristig und 
schrittweise den Einkom- 
mensteuerspitzensatz aufun- 
ter 40% und den Eingangs- 
steuersatz auf unter 15% 
senken...Alle Steuerzahler- 
gruppen werden entlastet. 
Durchschnittsverdiener sol- 
len nicht mehr in die Nä- 
he des Höchststeuersatzes 
kommen." (Regierungspro- 
gramm von CDU und CSU) 

SPD   behauptet:    „Der 
Kündigungsschutz für äl- 
tere Arbeitnehmer soll 
eingeschränkt werden." 

Die Union wird den 
Kündigungsschutz 
nicht antasten 

„Deshalb werden wir für ein 
modernes Arbeitsrecht sor- 
gen, das zu möglichst vielen 
Einstellungen führen und so 
neue Beschäftigungschan- 

cen eröffnen wird. ... W' 
wollen älteren Arbeitslosen 
die Möglichkeit eröffnen- 
sich bei Abschluss eine* 
neuen Arbeitsvertrages eine 

Abfindung zusichern zu laS' 
sen, wenn sie für den Fall e' 
ner künftigen Kündigung 
auf eine Kündigungsschutz' 

klage verzichten." (Reg'e' 
rungsprogramm von CD 
und CSU) 

NACH   SACHSEN-ANHALT 

Vorteile für den Kanzlerkandidaten der 
Union, Edmund Stoiber, sieht eine deutli- 
che Mehrheit der Deutschen im Ergebnis 
der Landtagswahl in Sachsen-Anhalt - für 
Schröder dagegen Nachteile. Die Zahlen, 
diedas Bonnerdimap-Institutermittelt hat: 
• 60 Prozent meinen: der 21. April hat 
Stoiber genutzt, • 59 Prozent sehen einen 
schädlichen Effekt für den noch amtieren- 
den Kanzler. 

DEN   SOZIALDEMOKRATEN 

laufen die Arbeiter davon: Die SPD lieg1 

mit 33 oder sogar nur 31 Prozent ohnehin 
tief im Umfragekeller. Jetzt laufen der „Ar' 
beitnehmerpartei" auch noch die Arbeit' 
nehmer weg. Bundesweit würden nach ei' 
ner infratest/dimap-Umfrage nur noch 3 
Prozent der Arbeiter für die SPD stimmen- 
Bei der Bundestagswahl 1998 waren eS 

noch 49 Prozent. Neue Arbeitnehmerparte 

ist inzwischen mit 38 Prozent die Union- 
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JUGENDSCHUTZ 

Maria Böhmer Sonderbeauftragte im 
Kampf gegen Gewalt in den Medien 

fur Sonderbeauftragten 
11,1 Kampf gegen Gewalt in 
den Medien haben Angela 
Merkel und Edmund Stoi- 
ber die stellvertretende 
Ersitzende   der   CDU/ 

*~SU-Bundestagsfraktion 
Und Vorsitzende der Frau- 
en-Union, Maria Böhmer, 
bestellt. 

Die  Sonderbeauftragte 
fordert, die Stellung der Ju- 
§endschutzbeauftragten in 
er> Medienunternehmen zu 

Vert>essern. In vielen Fällen 
Seien die Beauftragten mit 
äderen   Aufgaben   über- 
.achtet, oft stünden sie auch 
^ einem Interessenskonflikt. 
Blsher hätten die Beauftrag- 
en überdies lediglich ein Be- 
ratungsrecht.  Direkte  Ein- 
griffe und Verbote könnten 
Sle nicht durchsetzen. „Es 
gl,t> die Position derJugend- 
chutzbeauftragten zu stär- 
en'   Ihre  rechtliche   und 

^sachliche   Handhabe   ist 
'der   immer   noch    zu 

schwach", so Maria Böhmer. 
Im   Bereich  der  neuen 

t
Medien habe man die Situa- 
°n lange noch nicht im 

^riff> mahnt Böhmer. Das 
esetz stelle zwar die Ver- 
eitung pornographischer, 

juristischer, Gewalt ver- 
fluchender  und  anderer 
Ju§endgefährdender Inhalte 

im Internet unter Strafe. Die 
Unübersichtlichkeit des In- 
ternets erschwere die Kon- 
trolle allerdings erheblich. 
Gerade hinsichtlich gewalt- 
tätiger Video- und Compu- 
terspiele fordert die Sonder- 
beauftragte daher klare Ver- 
botsregelungen. Böhmer 
appelliert weiter an die Ver- 
antwortlichen in den Me- 
dien, in der Politik, aber 
auch in den Schulen und zu 
Hause, im Kampf gegen die 
Gewalt in den Medien zu ko- 
operieren. 

Seit vielen Jahren ist die 
Pädagogikprofessorin  eine 

Verfechterin des Jugendme- 
dienschutzes. Mehr als 
500.000 Menschen beteilig- 
ten sich an der von ihr initi- 
ierten Aktion: „Rote Karte 
für TV". Mit dem Slogan: 
„Gewalt beginnt im Kopf- 
setzen wir ein Signal dage- 
gen" hatte sie aufgerufen, 
sich mit einer Postkartenak- 
tion gegen Gewalt in den Me- 
dien zu wenden. 

Die Aktion bewirkte die 
Aufnahme eines Ausstrah- 
lungsverbotes von indizier- 
ten Filmen in den Rund- 
funkstaatsvertrag. Darüber 
setzte die Aktion einen 
Denkprozess in Gang - bei 
den Fernsehzuschauern wie 
bei den Fernsehsendern. 
„Jugendmedienschutz geht 
uns alle an", erklärt Maria 
Böhmer: „Nur wenn alle ge- 
meinsam an einem Strang 
ziehen, lässt sich das Be- 
wusstsein gegenüber Ge- 
walt langfristig verändern." 

MARIA BÖHMER appelliert an die Chefs der Fernsehsen- 
der: „Die Jugendschutzbeauftragten der Sender veranwor- 
ten zu häufig in Personalunion noch weitere Aufgabenge- 
biete, etwa die Wirtschaftlichkeit der Sender. Das führt - 
insbesondere im kommerziellen Fernsehen - unvermeid- 
lich zu Interessenkonflikten bei der Durchsetzung des Ju- 
gendschutzes. Das muss künftig vermieden werden. Not- 
wendig ist es nach unserer Auffassung, eine Diskussion 
über die Position der Jugendschutzbeauftragten zu führen." 
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1 B UNDESFACHAU SSCHUSS FORSCHUNG UND  INNOVATION 

HERIBERT  OFFERMANNS   UND  THOMAS   RACHEL: 

Deutschland braucht ein strategisches 
Innovationskonzept 

Der Bundesfachausschuß 
Forschung und Innova- 
tion hat ein strategisches 
12-Punkte-Konzept zur 
Verbesserung der Innova- 
tionssituation der kleinen 
und mittleren Unterneh- 
men vorgelegt. Dazu er- 
klärten der Vorsitzende, 
Prof. Dr. Heribert Offer- 
manns, und sein Stellver- 
treter Thomas Rachel: 

Die Innovationsfähigkeit 
des Mittelstands ist einer der 
bedeutendsten Faktoren für 
die Entwicklung unserer 
Volkswirtschaft. Deshalb 
ist die sträfliche Vernachläs- 
sigung der Forschungspoli- 
tik für den Mittelstand durch 
die Regierung Schröder fa- 
tal. Bei der Förderung gibt es 
den versprochenen Auf- 
wuchs nicht. Es fehlt jeder 
konzeptionelle Ansatz einer 
Innovationspolitik aus ei- 
nem Guss für den Mittel- 
stand. Stattdessen herrschen 
Aktionismus und Bürokra- 
tie. Aufgelegt werden vor al- 
len Dingen immer wieder 
Miniprogramme wie z.B. 
InnoNet, die keinen echten 
Innovationsschub auslösen 
können. Die einzelnen Pro- 
gramme sind zersplittert und 
kaum    vernetzt.    Negativ 

macht sich auch die unsach- 
gemäße Aufteilung der For- 
schungs- und Innovations- 
politik zwischen dem Bun- 
desministerium für Bildung 
und Forschung auf der einen 
und dem Bundesministe- 
rium für Wirtschaft und 
Technologie auf der anderen 
Seite bemerkbar. 

Gebraucht wird ein 
strategisches Innova- 
tionskonzept für den 

Mittelstand: 

• Priorität muss die Schaf- 
fung innovationsfördernder, 
wirtschaftlicher und rechtli- 
cher Rahmenbedingungen 
haben, um auch kleine und 
mittlere Unternehmen in die 
Lage zu versetzen, eigenver- 
antwortlich die gewünsch- 
ten Innovationen durchzu- 
führen. Betriebsbezogene 
Förderprogramme müssen 
impulsgebenden Charakter 
haben, anwendungsorien- 
tiert und vorwettbewerblich 
organisiert sein. Sie sollen 
die Unternehmensforschung 
nicht lenken, sondern die 
von den Unternehmen ver- 
folgten Innovationsstrate- 
gien beflügeln. 

• Für ein positives Innova- 
tionsklima im Mittelstand 
sind besonders eine mittel- 
standsfreundliche Ausge- 
staltung der Steuerpolitik 
und die Deregulierung des 
verfestigten Arbeitsmarktes 
wichtig. Zur Entwicklung 
neuer Lösungsansätze und 
zur Identifizierung beson- 
ders wirksamer Maßnah- 
men sollte eine international 
vergleichende Studie m'1 

maßgeblichen Rahmenbe- 
dingungen für kleine und 
mittlere innovative Unter- 
nehmen erstellt werden. 
• Die Forschungs- und Ent- 
wicklungsförderung für den 
Mittelstand braucht eine 
auch mittelfristig sichere 
Budgetbasis und kalkulier- 
bare Förderprogramme. 
• Die Förderprogramme 

sind zu arrondieren. Das be- 
deutet vor allen Dingen eine 
Reduzierung der Programm- 

viel lält und eine praxisorien- 
tierte Zusammenführung def 

Programme von Bundeslän- 
dern, Bund und EU. Ge- 
braucht werden einige we' 
nige, dafür großzügig auS' 
gestaltete Forschungspr0' 
gramme. Auf betriebliche1" 
Ebene sind alle Fördermaß' 
nahmen zu befristen. 
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* Die inhaltlich zusammen- 
hängende Forschungs- und 
lechnologiepolitik ist in ei- 
nem Ressort zu bündeln. 
* Die indirekte Innovati- 
°nsförderung muss einen ih- 
rer Effizienz entsprechen- 
den Stellenwert erhalten. 
Das heißt 

Ausbau effizienter indi- 
rekter Programme wie 
Innovationskompetenz 
für mittelständische Un- 
ternehmen und Förde- 
rung industrieller Ge- 
meinschaftsforschung. 
Unternehmen brauchen 
zum Teil Stimulierung 
von Innovationsaktivitä- 
ten ohne thematische 
Vorgaben. 
Entwicklung neuer An- 
sätze für wirksame Inno- 
vationsfördermaßnah- 
nien in ausgewählten, vor 
allen Dingen interdiszi- 
plinären Technologiefel- 
dern, 

üng der Einführung 
Neuerlicher Maßnahmen 
der Forschungsförderung 
für kleine und mittlere 
Unternehmen vor dem 
Hintergrund der für den 
Mittelstand unzulängli- 
chen Unternehmensteu- 
erreform. 

Die   Projektförderung, 
'^besondere die zum Teil 

0rnplexen      Leitprojekte, 
,°"ten so ausgestaltet wer- 
en> dass auch kleine und 

^'ttlere Unternehmen sich 

* Prüf 

beteiligen können. Vor al- 
lem aber muss gewährleistet 
werden, dass ihre Ergeb- 
nisse frühzeitig einem brei- 
ten Kreis potenzieller Nut- 
zer aus dem Bereich der klei- 
nen und mittleren Unterneh- 
men verfügbar sind. 
• Bei Wettbewerbskonzep- 
ten gilt es, die Handlungs- 
felder so zu umreißen, dass 
sie Impulse für Innovations- 
anstrengungen von kleinen 
und mittleren Unternehmen 
geben können. Dabei lassen 
sich regionale und themati- 
sche Ansätze zu Kompe- 
tenznetzwerken integrieren. 
• Es bedarf weiterhin spe- 
zieller Maßnahmen zur Stär- 
kung von Forschung und 
Entwicklung bei kleinen 
und mittleren Unternehmen 
in den neuen Bundeslän- 
dern, insbesondere in struk- 
turschwachen Regionen. 
Die Schwerpunkte sollten 
dabei auf 
• Qualifizierungsmaßnah- 

men und 
• auf die Anpassung beste- 

hender bundesweiter In- 
strumente an die Beson- 
derheiten der neuen Bun- 
desländer, etwa durch 
höhere Fördersätze oder 
Höchstfördersummen, 

gelegt werden. 
• Zur besseren Abstim- 
mung der Forschungs- und 
Entwicklungspolitik für 
kleine und mittlere Unter- 
nehmen sollten  Bund und 

Länder die Auflage kofinan- 
zierter Programme prüfen. 
• Statt einer speziellen ei- 
genen Fördermaßnahme für 
kleine und mittlere Unter- 
nehmen in den EU-For- 
schungsprogrammen ist es 
sinnvoller, die Forschungs- 
und Entwicklungspolitik für 
kleine und mittlere Unter- 
nehmen als nationale Auf- 
gabe zu begreifen und mit 
entsprechender Priorität auf 
Länder- und Bundesebene 
zu versehen. 
• Zur Verbesserung des 
Wissens- und Technologie- 
transfers ist 
• das vorhandene Netz- 

werk öffentlich geförder- 
ter Transfer- und Bera- 
tungseinrichtungen unter 
den Gesichtspunkten des 
Wettbewerbs, der Effizi- 
enz und des Bedarfs zu 
evaluieren; 

• ein direkter Dialog zwi- 
schen Wirtschaft, Wis- 
senschaft und Politik über 
Forschungsziele, Koope- 
ration und Arbeitsteilun- 
gen zu fördern bzw. zu or- 
ganisieren und dabei auch 
kleine und mittlere Unter- 
nehmen bzw. deren Ver- 
treter zu beteiligen. 

Voller Wortlaut 
des Beschlusses: 

www.cdu.de 
(Politik A-Z/Bundes- 

fachausschüsse/ 
Beschlüsse) 
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'WIRTSCHAFT  UND   FINANZEN 

M ATTHlAS  WISSMANN: 

Unionsprogramm finanzierbar- 
Schröder kapituliert vor Finanzlage 

Zur Korrektur des SPD- 
Wahlkampfkurses hin zu 
einer „Politisierung" er- 
klärte der wirtschaftspo- 
litische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: 

Es entspricht dem tradi- 
tionell sozialdemokrati- 
schem Statuts-quo-Denken 
des Bundeskanzlers, die 
Substanz des Regierungs- 
programms der Union allein 
an der Frage der Finanzier- 
barkeit durch den Bundes- 
haushalt zu messen. Es wird 
ausgeblendet, dass Wirt- 
schaft ein dynamischer Pro- 
zess ist. 

Die Argumentation des 
Bundeskanzlers basiert auf 
der irrtümlichen Annahme, 
dass allein der Staat für das 
Wohl der Menschen im 
Land zuständig sei. 

Es geht darum, wie 
vorhandene Mittel 
optimal eingesetzt 

werden können 

Bei der Gestaltung von 
Wirtschafts-, Finanz- und 
Sozialpolitik geht es nicht 
um die Frage, woher zusätz- 
liches Geld kommen kann, 

sondern wie die vorhande- 
nen Mittel optimal einge- 
setzt werden können. 

Durch eine verfehlte Fi- 
nanzpolitik und trotz zusätz- 
licher Einnahmen von 100 
Milliarden durch die Ver- 
steigerung der UMTS-Li- 
zenzen stieß die Regierung 
Schröder an das Defizitkri- 
terium des europäischen 
Stabilitätspaktes und ist da- 
mit finanzpolitisch hand- 
lungsunfähig. 

Gleichzeitig hat die 
rot-grüne Bundesregierung 
durch eine falsche Wirt- 
schafts- und Steuerpolitik 
das Konjunkturwachstum 
gebremst sowie durch • 
mehr Regulierung und • 
mehr Bürokratie die Entste- 
hung neuer Arbeitsplätze 
massiv erschwert. 

Die Beschäftigungs- 
schwelle ist nach wie vor 
deutlich zu hoch. 

Jeder Arbeitslose weni- 
ger ist eine direkte Entla- 
stung der öffentlichen Haus- 
halte. Der Job-Motor Mittel- 
stand wurde durch eine un- 
gerechte Steuerreform von 
Rot-Grün zum Stottern ge- 
bracht. Dabei ist bekannt, 
dass jeder Unternehmens- 
gründer ca. 3 neue Arbeits- 
plätze schafft. 

Dramatische Investi- 
tionseinbrüche führen 
zu Steuerausfällen in 

Milliardenhöhe 

Die Folgen sind dramati- 
sche Investitionseinbrüche 

deutlich gestiegene Insol- 
venzen und eine Verko- 
stung am Arbeitsmarkt. 

Es ist daher nicht ver- 
wunderlich, dass jetzt Steu- 
erausfälle in zweistellige1" 
Milliardenhöhe drohen. 

Kluge und verantwor- 
tungsvolle Politik zeichnet 
sich nicht durch die KapiW 
lation vor der selbstverschul- 
deten Finanzlage aus, son- 
dern durch innovatives unö 

mutiges Handeln in der Wir1' 
schafts-, Finanz- und Steuer- 
politik trotz begrenzter ßj 
nanzieller Spielräume.    • 
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Quittung an Rot-Grün 
* Zu den unmittelbaren 
Schäden, die die Unterneh- 
"ten - aber auch die Arbeit- 
nehmer- durch den Arbeits- 
kampf erleiden, kommen 
tue Folgen, die sich aus ei- 
nem hohen Tarifabschluss 
ergeben werden. Der Sach- 
Verständigenrat hat oft ge- 
nu8   darauf   hingewiesen, 

ass seine ohnehin magere 
** achstumsprognose für das 
Jahr 2002 nur unter der Vor- 
aussetzung einer moderaten 
J^rifpolitik realistisch ist. 
peter Rauen, stellvertre- 
tender Vorsitzender der 
CDU/ CSU: „Die Verant- 

°rtung für diese verhee- 
rende Entwicklung trifft 
^ber nicht nur die Führung 
er IG Metall und nament- 
lch diejenigen ihrer Spit- 

zenfunktionäre,    die    sich 
Urch martialisches Auftre- 

^n in der Tarifrunde für die 
P'ickel-Nachfolge emp- 
^n|en wollen. Mindestens 

ebenso groß ist die Veranl- 
agung    der    rot-grünen 

Undesregierung. Deren 
flechte Politik hat näm- 

cn für die Arbeitnehmer zu 
n realen Einkommensver- 

^Slen geführt, die die Ge- 
erkschaften jetzt zunick- 

en wollen." 
b 

^nachteiligungen 
Die SPD plant offenbar die 
^Schaffung des Ehegatten- 

P'Jttings. Wenn das so ist, 

dann beträfen die Pläne der 
SPD nicht, wie von den Sozi- 
aldemokraten immer wieder 
gehauptet wird, in erster Li- 
nie kinderlose Doppelver- 
diener, sondern in über 90 
Prozent der Fälle Familien 
mit Kindern. Die SPD würde 
mit ihrem Vorhaben gerade 
diejenigen Familien bestra- 
fen, in denen ein Elternteil 
wegen der Kindererziehung 
die Erwerbstätigkeit ein- 
schränkt oder darauf verzich- 
tet. Gleichzeitig wäre es ein 
Schlag ins Gesicht für Ar- 
beitnehmerfamilien, die im 
Gegensatz zu Selbstständi- 
gen und Besserverdienenden 
nicht die Möglichkeit haben, 
Einkommensteile auf den 
nicht oder gering verdienen- 
den Partner umzuverteilen. 
Maria Eichhorn, Vorsit- 
zende der Arbeitsgruppe Fa- 
milie, Senioren, Frauen und 
Jugend der CDU/CSU: „Mit 
einer Abschaffung des Ehe- 
gattensplittings steht die 
SPD im Widerspruch zum 
B undesverfassungsgericht, 
das erst am 5. Februar klar- 
gestellt hat, dass Kinderer- 
ziehung, Hausarbeit und Er- 
werbstätigkeit gleichberech- 
tigt nebeneinander stehen." 

Kostentreiberei 
• Jetzt soll es auch ein 
Zwangpfand für Milchver- 
packungen geben. Und das, 
obwohl dem Bundesumwelt- 
minister das Ergebnis einer 

Studie seines Bundesum- 
weltamts bekannt sein sollte, 
wonach der Getränkekarton 
ebenso ökologisch vorteil- 
haft ist wie die Mehrwegfla- 
sche. Für den Verbraucher ist 
jetzt vollends klar: Es geht 
nicht nur um Bierdosen, die 
die Landschaft verschan- 
deln, sondern überhaupt um 
ökologisch sinnlose Gänge- 
lung und Kostentreiberei. 
Peter Paziorek, umweltpo- 
litischer Sprecher der CDU/ 
CSU, und Werner Wittlich, 
zuständiger Berichterstatter 
der Fraktion im Umweltaus- 
schuss des Bundestags: 
„Dass mit der vorgesehenen 
Maßnahme ein Grundnah- 
rungsmittel ganz erheblich 
verteuert würde, ist der 
Schröder-Regierung völlig 
gleichgültig." 

Aufgesprungen 
• Lange haben Schröder- 
Regierung und rot-grüne Ko- 
alition die Rechtsanwälte im 
Stich gelassen. Jetzt auf ein- 
mal - kurz vor Ende der Le- 
gislaturperiode - wollen sie 
im Blick auf bereits vorlie- 
gende Änderungsvorschläge 
auf den abfahrenden Zug 
springen. Die unmittelbar 
bevorstehende Bundestags- 
wahl macht munter. Hektik 
dient aber nicht der nötigen 
Sachdiskussion. Norbert 
Geis, rechtspolitischer Spre- 
cher der CDU/CSU, und 
Norbert Röttgen, zuständi- 
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ger Berichterstatter der Frak- 
tion im Rechtsausschuss des 
Bundestags: „Die vorgeleg- 
ten Eckpunkte der Koalition 
greifen ohnehin viel zu kurz. 
Sie berücksichtigen nicht, 
dass die Rechtsanwaltsge- 
bühren seit 1994 nicht mehr 
erhöht worden sind und die 
Anpassung mindestens für 
weitere acht Jahre gelten 
wird." 

Netze modernisieren 
• Das technologische Poten- 
zial des Breitbandkabels 
blieb in Deutschland lange 
Zeit ungenutzt. Die Veräuße- 
rung an private Investoren er- 
scheint deshalb folgerichtig, 
damit zum einen mehr Kapa- 
zität für Rundfunk und zum 
anderen mehr Wettbewerb 
bei Telefon und breitbandi- 
gem Internetzugang ge- 
schaffen werden kann. Ho- 
her Kaufpreis und hohe Aus- 
baukosten der Fortsetzung 
technologischer „Hochrüs- 
tung" begründen die berech- 
tigte Erwartung der Kabel- 
netzbetreiber auf ein gesi- 
chertes Umfeld der Ver- 
marktung, das den wirt- 
schaftlichen Erfolg möglich 
macht. Bernd Neumann, 
Obmann der CDU/CSU für 
Kultur und Medien: „Stän- 
dige Aufgabe einer verant- 
wortungsvollen Medienpoli- 
tik ist des deshalb, die größt- 
mögliche Vielfalt im Kabel 
zu sichern." 

PETER   HINTZE 

Schröders europa- 
politischer Canossa-Gang 

Vor dem Europäi- 
schen    Rat    von 
Barcelona    hatte 
der Bundeskanz- 
ler öffentlich ver- 
kündet, die EU- 
Kommission 
werde nach Berlin 
zitiert, damit ihr die deut- 
schen Standpunkte dar- 
gelegt werden. 

Verständlich, dass die 
Kommission dies als Zu- 
mutung empfand und statt- 
dessen den Bundeskanzler 
nach Brüssel bat. Es wird 
auch Schröder nun klar, 
dass er mit seinen Verbal- 
Attacken Unverständnis 
bei den Mitgliedstaaten und 
Schaden bei der Kommis- 
sion anrichtet. So wurde aus 
der ursprünglich geplanten 
Abstraf-Aktion ein Ca- 
nossa-Gang. 

Auch verbal wird der 
Rückwärtsgang eingelegt. 
In einem Namensartikel der 
Financial Times vom 28. 
April erklärt der Bundes- 
kanzler, er sei dafür, den 
Binnenmarkt und die 
Währungsunion weiter zu- 
gunsten tieferer Integration 
zu entwickeln. Er hoffe, 
dass die kommenden 10 
Jahre einen beträchtlichen 

Integrationsschub 

bringen. 
Wer diese voll- 

mundigen Er- 
klärungen hört, 
vermutet im Bun- 
deskanzleramt den 
obersten aller auf- 

richtigen Europäer. Allein, 
die vehemente Verteidi- 
gung dessen, was der Bun- 
deskanzler als Besonder- 
heit der deutschen Indu- 
striestruktur ausmacht, lässt 
ernste Zweifel zu. Die fünf 
Punkte, die der Kanzler als 
Eckpunkte seiner Industrie- 
politik der Öffentlichkeit 
verkündet, offenbaren ein 
grundlegendes Missver- 
ständnis der Aufgaben eu- 
ropäischer Binnenmarkt- 
und Wettbewerbspolitik 
Europa wird nicht wettbe- 
werbsfähiger, wenn die 
deutsche Großindustrie in 
weiten Teilen außerhalb 
des Wettbewerbs gestaltet 

wird. 
Die Themen Autohan- 

del, Firmenübernahmen- 

Chemiepolitik und Emissi' 
onshandel sind nur Schlag' 
lichter für ein ökonomi- 
sches Verständnis, das den 
Sinn des Binnenmarktes 

nicht erfasst. 
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^RICHTIGEM KURS 
S'nd nach Meinung des Zen- 
'^'verbands des Deutschen 
Handwerks (ZDH) CDU 
Und CSU mit dem Regie- 

ngsprogramm, das An- 
^ela Merkel und Edmund 

l°iber am 6. Mai vorge- 
"t haben. Ganz besonders 

J^'chtig für ZDH-Präsident 
j^ter Philipp: „Das Vorha- 
en Dreimal unter 40 bringt 
esentliche    Verbesserun- 

1 n für die kleinen und mitt- 
ren   Unternehmen."   Die 

^Plante   Senkung   der   • 
Misquote, der • Beiträge 
r Sozialversicherung und 
• Spitzensteuerssatzes 

eien der richtige Weg. 

JAUM GENUTZT wird 
c'1 bisherigen Erfahrun- 
n die neue Möglichkeit 
•"staatlich geförderten pri- 

y en    Arbeitsvermittlung. 
2 n den bundesweit rund 
^;°°0 durch die Ar- 
. samter ausgegebenen 
^ "^ittlungsgutscheinen 
^'nd noch nicht einmal 100 

Anspruch genommen 

v
0rden. In NRW haben sich 
°n 425.000 Anspruchsbe- 

tr
ctltigten 2000 einen An- 

v * besorgt. Kein einziger 
g n 'hnen hat ihn aber ein- 
I st- Die Gutscheine zur 
j ,nsPruchnahme privater 
^^rmittler haben - je 

si 
C Dauer der Arbeitslo- 

Jkeit - einen Wert zwi- 
en 1.500 und 2.500 Euro. 

WENIG PRAKTIKABEL 
ist nach Meinung des Städte- 
und Gemeindebunds das am 
26. April vom Bundestag 
verabschiedete Tariftreue- 
gesetz. Es führe zu erheblich 
mehr Bürokratie und zu ei- 
ner Verteuerung der öffent- 
lichen Aufträge. Die Kon- 
trolle der Einhaltung von 
Tariftreue werde hauptsäch- 
lich bei den Kommunen lie- 
gen und dort zusätzliche 
Personalkosten verursa- 
chen. Mehraufwand für die 
rund 14.000 Kommunen so- 
wie Stadtwerke bei einem 
Bauvolumen von 50 Milliar- 
den Euro: jährlich 2,5 Milli- 
arden. Das Gesetz sieht vor, 
dass Bund, Land und Stadt 
Aufträge nur an diejenigen 
Unternehmen vergeben, die 
den ortsüblichen Tariflohn 
zahlen. 

ENDLICH kann der Schutz 
der Bevölkerung vor gefähr- 
lichen Straftätern verbessert 
werden. Der Bundesrat hat 
am 26. April der hessischen 
Initiative zur Einführung der 
nachträglichen Sicherungs- 
verwahrung im Strafgesetz- 
buch zugestimmt. Christean 
Wagner, Justizminister des 
Landes Hessen: „Jetzt ist zü- 
giges Handeln gefordert." 

RELATIV STABIL ist seit 
1996 die Verteilung von Le- 
bensformen der Bevölke- 
rung in Deutschland. Nach 

KURZ   &  BüNDIG1 

dem Microzensus 2001 leb- 
ten im April des Erhebungs- 
jahrs 38,4 Millionen der 
rund 81,5 Millionen Men- 
schen als Paar mit Kindern 
zusammen: Ehepaare und 
Lebensgemeinschaften. 
22.4 Millionen gehörten zu 
den  Paaren  ohne  Kinder. 
13.5 Millionen lebten allein. 
5,7 Millionen waren Allein- 
erziehende mit Kindern. 
Nur 1,5 Millionen lebten zu- 
sammen mit Verwandten 
oder Nicht-Verwandten in 
einem Mehrpersonenhaus- 
halt. Im Trend: Die Zahl der 
Paare ohne Kinder hat sich 
im Vergleich zu April 1996 
um 7 Prozent auf 11,2 Mil- 
lionen im Jahr 2001 erhöht. 

BARRIEREFREIHEIT 
im weitesten Sinne sieht das 
Gleichstellungsgesetz vor, 
das am 1. Mai in Kraft getre- 
ten ist. Es soll 6,6 Millionen 
schwerbehinderten Men- 
schen in Deutschland den 
Alltag erleichtern, das heißt: 
ihnen die uneingeschränkte 
Nutzung von Gebäuden, 
Verkehrsmitteln, techni- 
schen Gebrauchsgegenstän- 
den und Kommunikations- 
einrichtungen ermöglichen. 
Beispiel: Bei Wahlen sollen 
Blinde künftig mit Hilfe von 
Schablonen wählen können 
- nach Möglichkeit bereits 
bei den Wahlen zum Deut- 
schen Bundestag am 22. 
September. UD 
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1 CDU   HESSEN 

LAND ES PARTEITAG  IN   BAD  WILDUNGEN 

Standing Ovations und Traumergebnis 
für Roland Koch 

Standing Ovations, „Ro- 
land-Roland"-Rufe, mi- 
nutenlanger Applaus. Der 
Landesvorsitzende der 
CDU und hessische Mini- 
sterpräsident hat es ein- 
mal mehr geschafft. Die 
Basis ist begeistert. „Die- 
ser Mann erreicht das, was 
man sich von einem Politi- 
ker wünscht. Er erreicht 
die Menschen und er moti- 
viert", so eine Delegierte 
kurz nach der Rede Kochs, 
die er wie immer frei ge- 
halten hat. Ohne Spickzet- 
tel oder Redemanuskript 
skizzierte er auf dem Lan- 
desparteitag der Hessen 
CDU in Bad Wildungen 
die Eckpfeiler der erfolg- 
reichen Politik der ver- 
gangenen vier Jahre. 

Zum ersten Mal brandete 
der Applaus auf, als der Mi- 
nisterpräsident aussprach, 
was viele Menschen im Land 
spüren: „Hessen ist in den 
letzten vier Jahren zum er- 
folgreichsten Bundesland ge- 
worden. Nirgendwo wächst 
die Wirtschaft stärker als in 
Hessen, nirgendwo anders 
sind in den letzten drei Jahren 
mehr Arbeitsplätze geschaf- 
fen worden." So verringerte 
sich die Zahl der Langzeitar- 

beitslosen zwischen Darm- 
stadt und Kassel um stolze 
20%, während sie im Bund 
im gleichen Zeitraum ledig- 
lich um 5% verringert wer- 
den konnte. Koch: „Das führt 
dazu, daß es den Menschen 
besser geht als vor drei Jah- 
ren. Das ist das Einzige, was 
zählt." 

Doch nicht nur die Wirt- 
schaft boomt. Auch auf dem 
Sektor der Bildung kann die 
Regierung Koch ruhigen 
Gewissens erklären: Ver- 
sprochen und Gehalten! 
„Uns ist es gelungen, Hes- 
sens Schulen so mit Lehrern 
zu versorgen, daß wir 100% 
der Stundentafel abdecken 
können", erklärte Koch von 
stürmischem Beifall unter- 
brochen. „Wir sind das ein- 

zige Bundesland in dem » 
so ist." Der Ministerpräs1' 

dent   sieht   Hessen   danl1 

noch lange nicht am E11 

des Wegs. „Das ist die Q^' 
tität, damit haben wir jedoc 

nur eine Ausrede für Sen 
len, Schüler, Lehrer und £ 
tern beseitigt. Nämlich &*' 
dass man es nicht bes» 
kann, weil die Vorrausse 

zungen nicht stimmen > 
Koch. „Nun müssen wifjjj 
daran machen, die Qual' 
von Schule zu verbessert1" 
vergleichbare   Stander 
schaffen, den Unterricht # 
die Erfordernisse der gl° .. 
len Gesellschaft anpasst. 

Die Menschen leben 
cherer.   Auch   das   ste 

Koch   nüchtern   fest 
brachte das Beispiel 

ufld 

Frai^' 
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Urt: »Diese Stadt lag noch 
!°r drei Jahren auf Platz 1 

Kriminalitätsstatistik. 
;Jer 

r zwei Jahren war es dann 
* noch Platz 3, und heute 
,e8t Frankfurt auf Platz 6- 
ö

W|schen Kiel und Lübeck. 
*s ist Politik, die den Men- 
gen dient, weil sie für 
enr Sicherheit sorgt." 

|.. bass die Wähler diese Po- 
• K honorieren, zeigen die 
. §sten Umfragen von In- 

est/dimap.  Wären mor- 
n Landtagswahlen, dann 

4
ürde die hessische CDU 

d 
% erhalten, die SPD 35, 

^e FDp 9 und die Grünen 6. 

M s Sei keineswegs der Sieg, 
r ein Zwischenbescheid, 
uem sich aufbauen lässt. 

|. yWch auf die Bundespo- 

UM 
m ^ocn zu sPrechen 

. lobte Geschlossenheit 

0 ^eamfähigkeit der Uni- 
y Und ganz besonders die 
js arnmenarbeit zwischen 
J ^ünd Stoiber und Angela 
Lerkel. Koch: „Die CDU 

ln den letzten 12Mona- 
S^cht alles, aber fast alles 
^ li8 gemacht. Sie ist eine 
l^schaft geworden und 
^ mit Edmund Stoiber die 
fc-   '§e Antwort auf einen 

%2lerdarsteller und Prin" 
j.P,enlosen Selbstdarsteller 

de 
essens Ministerpräsi- 

u erklärte den Versuch der 
^Pa für gescheitert, Ed- 
t^y Stoiber das Etikett 

ts anzuheften.   •   Die 

Angela Merkel in Bad 
Wildlingen: Leistung 
muss sich wieder loh- 
nen, damit die Starken 
in einer globalisierten 
Welt im Land bleiben 
und es so möglich ist, 
die Schwächeren zu 

unterstützen. 

Kampa habe nicht genau in 
die Münchener Vorstädte 
geschaut, wo die Arbeiter 
CSU wählen, weil diese Par- 
tei für eine verlässliche und 
zielorientierte Wirtschafts- 
politik steht. • Sie hat nicht 
hingehört, als der bayerische 
DGB-Vorsitzende gesagt 
hat, mit Edmund Stoiber 
könne man zusammenarbei- 
ten, weil er was bewegt. • 
Die Kampa habe verdrängt, 
daß die Bayern der CSU re- 
gelmäßig über 50% geben - 
nicht weil die Bayern noto- 
risch rechts wählen, sondern 
weil Edmund Stoiber für eine 
erfolgreiche Politik stehe. 

Den   „Rambo"   Stoiber 
gebe es nur in der Kampa, 

CDU   HESSEN ' 

und der heiße Franz Münte- 
fering, betonte Koch und 
griff direkt den Kanzler an: 
„Die Leute haben die Nase 
voll von den Sprüchen. 
Sachsen-Anhalt hat das ge- 
zeigt. Sie haben die Nase 
voll von einem hohlen Ak- 
tionismus und einem Kanz- 
ler, der per Hubschrauber in 
einem Wagonwerk einfliegt 
und die Arbeitsplätze dort 
kurzerhand für gerettet er- 
klärt, was dazu führt, daß im 
benachbarten Brandenburg 
einen Tag später ein Werk 
desselben Unternehmens 
schließt, nur damit der 
Kanzler in Sachsen-Anhalt 
seinen Willen bekommt!" 

Von zustimmenden Zu- 
rufen unterbrochen, lobte 
Koch den Kanzlerkandida- 
ten der Union: „Es stimmt, 
daß Gerhard Schröder lusti- 
ger sei - aber jetzt ist Schluß 
mit Lustig. Es ist wahr, dass 
Edmund Stoiber ein Mann 
ist, der Akten liest, der nüch- 
tern ist und der auch hart sein 
kann. Und es sei auch wahr, 
daß Deutschland einen sol- 
chen Mann braucht." 

Am Ende war klar: Ro- 
land Koch hat mit seiner 
Rede den Nerv der Delegier- 
ten getroffen. Jedem im Saal 
war in diesem Moment das 
Parteitagsmotto klar: „Gei- 
meinsam packen wir's!" 

Das Ergebnis: Mit 98,84% 
wird Koch als Landesvorsit- 
zender bestätigt. UD 
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EVANGELISCHER   ARBEITSKREIS 

39.   BUNDESTAGUNG   IN  WüRZBURG 

Arbeitslosigkeit und Wirtschaftsflaute 
treffen vor allem die sozial Schwachen 

Sechs Wochen nach dem 
Festakt zum 50. jährigen 
Bestehen des Evangeli- 
schen Arbeitskreises der 
CDU/CSU (EAK) in Sie- 
gen hielt der EAK seine 
39. Bundestagung ab. Die 
Protestanten von CDU 
und CSU zeigten damit 
einmal mehr, dass sie in 
diesem Wahljahr inhalt- 
lich deutliche und ver- 
nehmbare Impulse setzen. 

Unter dem Leitwort „Ge- 
rechtigkeit gestalten" trafen 
sich rund 500 Delegierte und 
Tagungsgäste in Würzburg, 
um aus dezidiert protestanti- 
scher Perspektive verschie- 
dene Politikfelder am Maß- 
stab der Gerechtigkeit zu 
messen. Der Bundesvor- 
sitzende Jochen Borchert 
machte in seiner Eröffnungs- 
rede deutlich: „Gerechtigkeit 
muss täglich erstritten wer- 
den. Nur auf dem Weg der 
Gerechtigkeit ist für unsere 
Gesellschaft auch in Zukunft 
gutes Leben möglich." Er zi- 
tierte in diesem Zusammen- 
hang den Kirchenvater Au- 
gustin, der mit Blick auf den 
Staat sagte: „Fehlt einem 
Staat die Gerechtigkeit, was 
ist er dann anders als eine 
große Räuberbande?" 

In drei Arbeitsgruppen 
wurden die Themen Fami- 
lie, Gesundheit und Bildung 
behandelt. Der Bundesvor- 
stand verabschiedete zu je- 
dem Thema eine „Würzbur- 
ger Erklärung". 

In einer uralten 
Erkenntnis bestärkt 

Ein Kernsatz des Bil- 
dungspapiers lautet: „'Pisa' 
und 'Erfurt' haben gleicher- 
maßen die uralte Erkenntnis 
bestärkt, dass Bildung aus 
personaler Beziehung und 
ethischer Bindung besteht. 
Fehlt Beziehung, so verhin- 
dert Kommunikationsun- 
fähigkeit Lernerfolge; fehlt 
Bindung, so fehlt es Kindern 

und Jugendlichen am In 

esse an ihrem Lebens* 
schritt." ... 

Mit Blick auf die Fan1'• 
enpolitik wurde festge"1' 
ten: „Familie ist für uns n'^ 
einfach   dort,   wo   K'n 

sind. Diese Definition 'sI 1 
beliebig. Familie ist dort. 

Eltern dauerhaft Verant^ 
tung für ihre Kinder ü^ 
nehmen und Kinder Vef 
wortung für ihre Eltern- ,f 

„Die Unantastbar^.. 

der Würde des Mensch^ 
wurde als unverzicht 

Grundlage eines gereC ^ 
Gesundheitssystems   an|j, 
sehen. „Solidarität und 

Tran . genverantwortung,    J    J 
parenz und Begrenzung   i 
notwendige Leistungen  ^ 
die    grundlegenden 
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EVANGELISCHER   ARBEITSKREIS1 

"lent, 
li/, 

e für eine gerechte me- 
•nische Versorgung." 

> ^er Kanzlerkandidat der 
lion, der bayerische Mini- 

,erPräsident Edmund Stei- 
le «eilte bei der öffentli- 
, n Kundgebung vor rund 

r
b°° Menschen die „Ge- 
|!clll>gkeit als politische 
,erausforderung" in den 
|. llte|punkt seines Nachden- 
^ns- Er griff die SPD scharf 

• der er vorwarf, dass sie zu 
p recht darauf verweise, die 

ti u6' der soz'a'en Gerech- 
^Skeit zu sein. „Die Flaute 
(^r Ortschaft und die Ar- 
jj, s'°sigkeit trifft an erster 
^ ,e die sozial Schwachen. 
fM 'St SOZ'al ungerecnt! Ge_ 

8j h d'e Arbeitswilligen' die 

K... e'n Zubrot verdienen 
. »en, werden von Schrö- 
w Bürokratiemonster der 
D "Euro-Jobs getroffen. 
0,'  lst sozial  ungerecht!" 

kt o§en betonte er' dass un_ 

|. CDU und CSU „die Ba- 
von Eigenverantwor- 

tung und Solidarität" 
wieder hergestellt 
wird. „Für mich", so 
Stoiber, „ist soziale 
Gerechtigkeit als po- 
litische Herausforde- 
rung in erster Linie 
der Ausgleich von 
Freiheit und Gleich- 
heit." Unter großem 
Beifall warnte Stoi- 
ber vor der Fas- 
zination der „Gleich- 
heit" gegenüber der 
„Freiheit". 

Spürsinn für 
Gerechtigkeit 

Beim theologischen 
Abendgespräch diskutierten 
derbayerische Innenminister 
Günther Beckstein und der 
Bischof der Evangelischen 
Kirche von Berlin-Branden- 
burg, Wolfgang Huber, zum 
Thema „Spürsinn für Ge- 
rechtigkeitslücken?!       Der 

Beitrag der Kirchen in der 
Gerechtigkeitsdiskussion" 
miteinander. 

Der frühere Verfas- 
sungsrichter, Prof. Paul 
Kirchhof, der zur Steuerge- 
rechtigkeit in Deutschland 
sprach, urteilte hart über das 
geltende Steuerrecht: Die 
Verwerfungen unseres Steu- 
errechts sind so erheblich, 
dass von Steuerunrecht zu 
sprechen ist. Dennoch sah 
Kirchhof Hoffnung im Steu- 
erdunkel. Die Politik habe 
eingesehen, dass aus dem 
fundamentalen Steuerrecht 
wieder Recht gemacht wer- 
den müsse. Er schlug vor, 
dass die 30 Unternehmen, 
die am meisten Steuern zahl- 
ten, in einem „Steuer-Dax" 
veröffentlicht werden soll- 
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EHRUNG 

CDU trauert um Horst Waffen Schmidt 
Tiefes Mitgefühl zum 
Tod von Horst Waffen- 
schmidt hat die Partei vor- 
sitzende Angela Merkel 
dessen Frau, seinen Kin- 
dern und Angehörigen 
ausgedrückt: 

Mit Horst Waffen- 
schmidt habe ich einen wah- 
ren Freund verloren. Ich 
werde ihn sehr vermissen. 

Die CDU verliert mit 
Horst Waffenschmidt ei- 
nen Menschen, dessen Hu- 
mor und Lachen ansteck- 
kend waren, der immer Zu- 
versicht ausstrahlte und der 
bei aller Freude am politi- 
schen Meinungsstreit im 
anderen immer zuerst den 
Menschen gesehen hat. 

Als Mitglied des nord- 

Friedrich Merz: Als 
überzeugter Christ hat 
Horst Waffenschmidt 
auch in der Politik sei- 
nen christlichen Glau- 
ben in beeindrucken- 
der Weise vorgelebt. 

Foto: Hartmut Bühler 

rhein-westfälischen Land- 
tages, als direkt gewählter 
Abgeordneter des Deut- 
schen Bundestages von 
1972 bis 1998, als Parla- 
mentarischer Staatsse- 
kretär und Aussiedlerbe- 
auftragter der Bundesregie- 
rung setzte er wichtige und 
entscheidende politische 
Akzente in unserem Land. 

Peter Götz: Die Kom- 
munalpolitiker der Union 
trauern um ihren Ehren- 
vorsitzenden. Er war ein 
standhafter und großer 
Vertreter der kommuna- 
len Selbstverwaltung. 

Insbesondere gilt dies ftf 

sein unermüdliches Eng3' 
gement als Anwalt inl 

wahrsten Sinne für die Be' 
lange der Heimatvertrieb6' 
nen und Aussiedler. 

Horst    WaffenschniidI 

war zugleich mit seine111 

ganzen   Herzen   Komm11' 
nalpolitiker,   der  auf & 
Menschen zuging und sic 

um   ihre   Probleme  küfl1' 
merte. Er war Ratsmitgl'e 

seiner     Heimatgemeiflde- 
Kreistagsabgeordneter i"1 

von 1973 bis 1997 Vorsjf 
zender der Kommunalp0 

tischen   Vereinigung 
CDU und CSU. 

Die CDU trauert um defl 

Verlust eines großartigen 

Menschen und Politikers- 

Jochen Borchert: 
Durch seine evange' 
lisch geprägte Art hat 
der Verstorbene zum 
wahrnehmbar prote- 
stantischen Profil der 
CDU beigetragen. 

ten: als Anerkennung der 
Leistungen, die sie für die 
Gemeinschaft erbringen. 

Der Ministerpräsident 
des Saarlandes Peter Müller 
sprach zum Ende der 39. 
Bundestagung über das 
Thema: „Unser Ziel - eine 

gerechte Gestaltung der Zu- 
wanderung". Er gab seiner 
Freude Ausdruck, dass der 
EAK dieses „heiße Eisen" 
auf seiner Bundestagung an- 
packt. Es sei ein politischer 
Fortschritt, dass man er- 
kannt    habe,    dass   Zu- 

wanderung gestaltet. 

gerecht gestaltet wef 

müsse. .f. 
Der   Evangelische   ^ 

beitskreis hat mit seine' 
lai 

nal gesetzt. Es macht ^ 

Bundestagungein klares 

Wechselstimmung breit- 

18   UID15/2002 



KONRAD-ADENAUER-STIFTUNG 

Saarbrücker Zeitung und tz in München 
gewinnen Lokaljournalistenpreis 

ei einer  Rekordbeteili- 
^üng von mehr als 440 
"Sendungen  hat es in 
esem Jahr zwei Sieger 

8e8eben: Der Lokaljour- 
"Ja|isten preis der Konrad- 
A(,enauer-Stiftung    geht 

die „Saarbrücker Zei- 
>8" und an die „tz" in 
München. 
. "ie  Jury   der   Konrad- 

det 
auer-Stiftung begrün- 

•hre Entscheidung mit 
^r herausragenden Recher- 

^heleistung,   der   Sorgfalt, 
^ Engagement und hand- 

.Glichen Können beider 

Aktionen. 
.   u,e   „Saarbrücker   Zei- 

n§" hatte den Mut, ein 
•p angenehmes historisches 

erna aufzugreifen. In ei- 
.,er Vielzahl von Folgen 
, ~* sie nach, dass sich ein 

^angesehener Arzt, nach 

e.m auch eine Straße und 
. Brunnen benannt wur- 

.en. Während der Zeit des 

r 
l0nalsozialismusschwe- 
Verbrechen schuldig ge- 

^chthat. 
u     le »tz" hat in beispiel- 

ler Weise den Pflegenot- 
•K 'n München zum 
y. "^a gemacht. In einer 
ß lzahl von Folgen hat sie 

Schwachstellen offen 
.    §l> aber auch Lösungen 

§eboten. 

Der 3. Preis der Konrad- 
Adenauer-Stiftung geht an 
die „Berliner Morgenpost4'. 
Die Redaktion hat in einem 
herausragenden Test die 
Schwächen der Berliner Ver- 
waltung herausgearbeitet. 

Die Sonderpreise der 
Konrad-Adenauer-Stiftung 
bekommen diesmal die 
„Badische Zeitung", der 
„Nordbayrische  Kurier", 

die „Pforzheimer Zeitung", 
die „Sindelfinger Zeitung" 
und die „Westfalenpost" in 
Hagen. 

Der Lokaljournalisten- 
preis der Konrad-Aden- 
auer-Stiftung wurde vor 
mehr als 20 Jahren ins Le- 
ben gerufen und gilt heute 
als einer der renommierte- 
sten Preise für Journalis- 
mus in Deutschland. 

FRAU   &   POLITIK   2/2002 

Perspektive Deutschland 
Wenn Edmund Stoiber 

die Menschen mitnehmen 
will bei seiner Politik, dann 
hat er dazu gute Aussichten, 
denn unsere Bürgerinnen 
und Bürger werden viel zu 
oft unterschätzt. Sie bewei- 
sen mehr gesunden Men- 
schenverstand, als ihnen 
zugetraut wird. Sie haben 
ihre eigene Meinung. 

In Ausgabe 2/2002 der 
Zeitschrift der Frauen- 
Union „Frau & Politik" 
können Sie nachlesen, was 
die größte Online-Umfrage 
unter der Schirmherrschaft 
von Lothar Späth zu Tage 
brachte, wie viel Verant- 
wortung die Deutschen 
übernehmen   wollen   und 

wie viel gesellschaftlichen 
Wandel sie vertragen. Die 
Umfrage zeichnet ein re- 
präsentatives Bild der Be- 
völkerung zwischen 18 und 
59. Danach sind wir Deut- 
schen weder eine Ellbogen- 
gesellschaft, noch leben wir 
in einem Freizeitpark und 
wünschen ihn auch nicht. 
Hemmnis Nummer 1: die 
vielen staatlichen und recht- 
lichen Vorschriften. 

„Frau & Politik" kön- 
nen Sie beziehen über: 
Bundesgeschäftsstelle 
der Frauen-Union, 
Klingelhöferstr. 8, 
10 785 Berlin, Jahres- 
preisabonnement 15 € 
für 6 Ausgaben 
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AUFGELESEN 

-!"7S"S 
REGIERUNGS- 
PROGRAMM VON 
CDU UND CSU 

. 

Mut zur Bescheidenheit 

DerPersonalisierung beider 
SPD setzen CDU und CSU 
einen inhaltlichen Wahl- 
kampf entgegen. Die Sozial- 
kassen sind am Rande ihrer 
Leistungsfähigkeit. Deutsch- 
land hat sich Brüssel zu strik- 
tem Sparen verpflichtet. Wer 
im Wahlkampf ernst genom- 
men werden will, hat wenig 
Handlungsspielraum. Die 
Union trägt dem Rechnung, 
indem sie Versprechen unter 
einen Finanzierungsvorbe- 
halt stellt. Es gehört schon 
Mut zur Bescheidenheit, 
wenn Realismus mit Ver- 
lockung konkurriert. Die 
FDP schert sich jedenfalls 
weit weniger um die Haltbar- 
keit ihrer Ankündigungen. 

Lausitzer Rundschau 

An Sicherheit und 
Beständigkeit gelegen 

Wechsel und Erneuerung: 
ja,   ganz   großer   Schnitt: 

nein. So umriss Unions- 
kanzlerkandidat Edmund 
Stoiber die Intention des 
Wahlprogramms von CDU 
und CSU. Die Union hat aus 
ihrer 98-er Niederlage ge- 
lernt, dass Wählern mehr an 
Sicherheit und Beständig- 
keit gelegen ist als an der 
Verkündung ebenso großer 
wie schmerzhafter Reform- 
vorhaben. Wenn schon Un- 
annehmlichkeiten bei Ren- 
ten- und Krankenversiche- 
rung oder beim Arbeits- 
markt nicht verschwiegen 
werden können, muss an an- 
derer Stelle auf sozialen 
Ausgleich geachtet werden. 
Stoiber wird die Kritik der 
Wirtschaftsverbände ver- 
schmerzen können, er be- 
tone zu sehr das „S", also 
das Soziale, im Parteikürzel. 

Hamburger Abendblatt 

LOTHAR   SPÄTH 

Mittelstürmer 

Auch in der Politik gilt: Es 
kommt nicht nur auf den 
Kanzler, es kommt auf die 
ganze Mannschaft an! Trai- 
ner Stoiber hat Späth für die 

Mittelstürmerposition    "e 

Wirtschaftsministers notf1' 
niert. Als Ministerpräsid?" 
schuf er die Grundlagen fi'1 

das   Baden-Württembe't 
von heute. AlsJenoptik-C'1 • 
machte er aus einer Ostfir" * 
ein   Weltunternehmen, 
half vielen Mittelständle'''1 

im Osten Firmen zu gründe 
Er wäre für den Mittelstand 
die Arbeitslosen, den Ost*' 
was Uwe Seeler für unse>'e 

Fußball war. B'1 

FDP 

Fehler gemacht 

Westerwelle ist Gefange^ 
seiner spontanen Idee na 
der   Sachsen-Anhalt-^/a® 
geworden. Diese Idee M' 
witzig. Sie ist aber in ihr* 
symbolischen Anspruch e 

Fehler, sachlich und pe''s0, 
nell.Von der Sache her *«H 
die FDP in der deutsch 
Politik nicht ais Kanzler^ 

tei gebraucht. Der Km':'1.' 
muss das große Ganze 
Blick haben. Im Gegen*"*' 
dazu könnte die Aufgabe 

FDP nach der Bundestag'' 

wähl nur darin liegen, e> 
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Gründungslah 

„ntftSCl 

°ßen Koalitionspartnerin 
Regung zu halten. 

Bild am Sonntag 

WAFFENGESETZ 

Schlampig gemacht 

"eist wird am neuen Waf- 
, "Besetz gestrickt. Die bis- 
, r Volljährigen (die Sen- 
H8 der Altersgrenze auf 18 

,en seinerzeit wegen der 
er linksliberalen Attitüde 

Jungwähler nützlich) 
en so volljährig nun nicht 

rhrsein.Eshandlesich,be- 
Niedersachsens Justiz- 

2
l^terjetzt,beidenl8-bis 
'Jährigen in  Wahrheit 

"J**! die labilste Gruppe " der M, ensch 
""•he 

en, um eine „Min- 
, 7eir", aber eine „rele- 

^ e >weshalb man bei den 
ven Vertretern dieser Al- 

fc^'uppe um Verständnis 
^ die Einschränkungen 
Jj**e« müsse. Wie schlam- 
£ Kuss Politik gemacht 
, > dass diese nun plötzlich 
,-    e Erkenntnis nicht schon 

*«'Novelle des Waffenge- 

e.Zes vor zwei (!) Wochen 
geflossen ist? 

Rheinischer Merkur 

ARBEITSKAMPF 

Spiel mit dem Feuer 

Mit ihrem Arbeitskampf zur 
Durchsetzung eines Tarif- 
abschlusses mit einer Vier 
vor dem Komma treibt die 
IG Metall ein Spiel mit dem 
Feuer. Ein erpresster Ab- 
schluss in dieser Größen- 
ordnung würde die Lohn- 
Preis-Spirale in Gang set- 
zen, die Europäische Zen- 
tralbank zwingen, die Zin- 
sen früher als erwartet zu er- 
höhen, die Lohnstückkosten 
steigern und die Wettbe- 
werbskraft zweier Schlüs- 
selbranchen schwächen. Er 
würde dem schwachen Auf- 
schwung die Dynamik neh- 
men und die Wende auf dem 
Arbeitsmarkt hinausschie- 
ben. Handelsblatt 

NIEDERLANDE 

Gefahr für das staat- 
liche Gewaltmonopol 

Der Gewaltakt gegen Pim 
Fortuyn fällt in eine Zeit, in 

der nationalistische Grup- 
pierungen auf dem Kontinent 
an Zulauf gewinnen - daran 
ändert auch das Ergebnis 
derfranzösischen Präsident- 
schaftswahlen nichts. Im 
zweiten Wahlgang stimmten 
immerhin noch rund 17 Pro- 
zentfür die front national. In 
Ost er reich, Portugal und 
Italien sind rechtspopulisti- 
sche Parteien Teil der Regie- 
rung, und in Dänemark be- 
darf die Minderheitskoali- 
tion der Unterstützung durch 
die ausländerfeindliche 
Volkspartei. Nicht auszu- 
schließen, dass solche Ten- 
denzen die Gegenseite dazu 
bewegen, sich über Recht 
und Gesetz hinwegzusetzen 
und die vermeintliche Bedro- 
hung mit Gewalt auszuschal- 
ten - eine Gefahr für das 
staatliche Gewaltmonopol 
und die Demokratie. Mit der 
strafrechtlichen Veifolgung 
ist es nicht getan, solange die 
Ursachen bestehen. Der Sie- 
geszug der Rechten ist das 
Spiegelbild des Versagens 
der großen Parteien Euro- 
pas. Im Kampf um die Mitte 
haben sie die Aufgabe, Lö- 
sungsvorschlägefür Proble- 
me zu präsentieren, vernach- 
lässigt.       Financial Times 
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1 ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Regierungsprogramm 

Best-Nr.: 5880 

10 Expl.: 13,00€ (15,08€] 

Zeit für Taten. 

CDU csm*, 
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Situation: ,«.»»2    •*> 200? «w» * J* 

Si'uation; 

.     -. nPr Lack Ist ab'. Ä m»**ruo** * 
Noch nu. vie. Jahren. DerLae -~» "£,€ ^SVÄ«--;"SS 

—..«i««««'"" """S Z» übst«»»»»»»' iZi. mow»»« 
•••••'• •*• IBSSWäS" ;-;;•-., 

„_, ,•« »»»««'•"'""'ü   idw«r>ira,°*°''^ ^»»rö«"~,iäk** 

•5—'''""'  „.„•, 0»«~"    ~*^ 

wmmn im   . "^ 

•^^^irr^—. 

§^.m. 
'j£3SS 

.*".••'"'".!"'-'' "Sf 

*^>f„ 

Argumentations-Set 

27 Karten 
Best-Nr.: 2894 
(weitere Infos erhalten sie im nächsten UiD 

Ein Agumentations-Musterset 

erhalten in der kommenden 
Woche alle Landes-, Bezirks-, 
Kreis- und Ortsverbände, sowie 
alle CDU-Bundestagskandidate"1- 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

»Andere Umstände 
erfordern bessere Politik." 

Z.it für Tattn. CDU 
ii 

P|akat „Familie"„Andere Umstände 

^St-Nr.: 7877 
D|NA1, 
25 Expl.: 10,00 € (11,60 €) 

Leporello „Familie" 
„Andere Umstände 

Best-Nr.: 2879 

100 Expl.:20,00 € 

(21,40 €) 

CDU-Buntstifte mit intensiver Farbkraft, 
Bruch-, Wisch- und Wasserfest 

Best-Nr.: 9250 
10 Schachteln 

17,40€ (20,18€) 

„Wir malen uns die Welt, 
wie sie uns gefällt." 

\      ^ 

I 

Zeit für Taten 

CDU-Malblock 
„Wir malen uns die Welt, 

wie sie uns gefällt" 

DIN A4, 30 Blatt 
Best-Nr.: 9878 

20 Expl.: 28,00 € (32,48 €) 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Lederfußball 

Best-Nr.: 9614 

1 Expl.: 13,20€ (15,30€) 
Wir haben den Pia"' 

Fußball-WM-Kalender 

70x105 mm 
Best-Nr.: 9849 

rät 
500 Expl.: 23,00 €(2D-Ü 

BESTELLANSCHRIFT 

Bertelsmann Distribution GmbH 
- IS-Versandzentrum — 

Postfach 116233759 Versmold 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de Die Preise in den Klammern sind inkl. 7 % bzw. 16% MwSt. . 

Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechne • 


